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Verordnungsblait 
NSDAP. Arbeitsbereich Stabsamt 3 
Generalgouvernement 


Der Leiter der Partei-Kanzlei 
Führerhauptquartier, den 4. 9. 1942 


Rundschreiben Nr. 136/42 
Betrifft: Ausgabe von Dringlichkeitsbescheinigungen 


Infolge der auf verschiedenen Gebieten aufgetretenen Verknappungserscheinungen 
bitten vielfach Erzeugungsbetriebe, Händler oder Besteller u.a. auch Dienststellen 
der Partei, ihnen Bescheinigungen auszustellen, in denen die Dringlichkeit von Lie- 
ferungen bestätigt wird. In zahlreichen Fällen wurde nach mir zugegangenen Nach- 
richten derartigen Ansuchen entsprochen. Dies hat nach Mitteilung des Reichswirt- 
schaftsministers zu einer Flut von Dringlichkeitsbescheinigungen geführt; damit 
wurde nicht nur der Wert dieser Bescheinigungen in Frage gestellt, sondern es wurden 
vor allem auch die von den staatlichen Stellen, ausdrücklich anerkannten Dringlich- 
keitskennzeichnungen, die auf bestimmte, besonders kriegswichtige Erzeugungs- 
programme beschränkt sind, in ihrer Bedeutung und Wirksamkeit gefährdet. 

Die Ausgabe von Dringlichkeitsbescheinigungen durch Dienststellen der Partei 
muß deshalb künftig unterbleiben; hiervon sind alle in Betracht kommenden Partei- 
dienststellen in Kenntnis zu setzen. 

Selbstverständlich bleibt die festgelegte Ausstellung von Dringlichkeitsbescheini- 
gungen durch den Reichsschatzmeister zur Kennzeichnung von Beschaffungen der 
rg der NSDAP., ihrer Gliederungen und angeschlossenen Verbände außer 

etracht. 


gez. M. Bormann 


Der Leiter der Partei-Kanzlei 
Führerhauptquartier, den 26. 9. 42 
Anordnung A 68/42 


Die Ordnung “des nationalsozialistischen Gemeinschaftslebens und die per- 
sönliche Stellung des einzelnen Volksgenossen im nationalsozialistischen Reich werden 
bestimmt nach dem Prinzip der Leistung. Nicht Traditionen oder vermeintlich 
geerbte Rechte und Titel verleihen Anspruch auf eine führende Stellung in der Ge- 
meinschaft. Einzig und allein persönliche Leistung und Führereigenschaften sind 
ausschlaggebend. Eine durch Leistung erworbene Stellung braucht im nationalso- 
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zialistischen Deutschland nicht durch besondere Titel und Anredeformen unterstützt 
werden. Wer sich nicht selbst durch sein Können die freiwillige Gefolgschaft deutscher 
Menschen zu erringen vermag, wird dies auch nicht durch die Anwendung rein 
äußerlicher Mittel erreichen. 

Die frühere liberalistiische und reaktionäre Gesellschaftsordnung bedurfte ihrer 
inneren Hohlheit wegen solcher Hilfsmaßnahmen. Die Betonung des Unterschiedes 
zwischen einem „gewöhnlichen“ Volksgenossen und einem „gnädigen‘“, „durchlauch- 
tigsten“ oder „allergnädigsten‘‘ Herrn mußte daher auch in der Anrede ihren Aus- 
druck finden: der „‚einfache““ Volksgenosse hatte seiren Vorgesetzten grundsätzlich 
nur in der dritten Person anzureden. 

Leider ist bis heute der alte Zopf einer längst überlebten spätrömisch-byzantini- 
schen Überlieferung noch nicht restlos verschwunden. Gerade in diesem schweren 
Schicksalskampf des deutschen Volkes helfen uns nicht überlebte traditionelle Formen, 
sondern einzig und allein die auf dem Persönlichkeitswert des Einzelnen beruhende, 
auf das Wohl der Gesamtheit ausgerichtete Leistung. 

Der nationalsozialistische Staat braucht und will keinen Abstand zwischen Führung 
und Volk, er will Gemeinschaft und Zusammenhalt, er will keine devote Folgsamkeit, 
sondern dem Führer und Volk verbundene, sich des eigenen Wertes bewußte Gefolg- 
schaftstreue. Diese erwächst nur aus dem Gefühl einer Zusammengcehörigkeit, die 
keinen standesbetonten Abstand kennt. E 

Der Führer hat daher verfügt, daß Angehörige der Partei, ihrer 
Gliederungen und angeschlossenen Verbände die Änrede in der dritten 
Person keinesfalls gebrauchen dürfen; ebensowenig dürfen sich Par- 
teigenossen in der dritten Person anreden lassen. Nachdem selbst ihm 
gegenüber die Anrede in der dritten Person nicht gebraucht werden 
dürfe, betonte der Führer, habe keiner seiner Unterführer die ‚Be- 
rechtigung, sich in der dritten Person anreden zu lassen. Sei ein 
Unterführer der Auffassung, daß seine Autorität durch die Änrede in 
der dritten Person oder dergleichen gestützt werden müßte, so sei 
dieser Unterführer fehl am Platze und augenblicklich zu entfernen. 


gez. M. Bormann 


Der Leiter der Partei-Kanzlei 
Führerhauptquartier, den 9. 11. 42 
Rundschreiben Nr. 171/42 


Betrifft: Austausch von Glückwünschen z 


Schon am 28. Oktober 1939 habe ich im Auftrage des Führers darauf hingewiesen, 
daß die üblichen Glückwünsche zum Weihnachts- und Neujahrsfest während der 
Dauer des Krieges unterbleiben sollen. 

Die für diese Anordnung maßgeblichen Gründe gelten heute in verstärktem Maße. 

Die Belastung führender Persönlichkeiten in Partei und Staat, an die vor allem 
solche Glückwünsche gerichtet werden, ist weiter gewachsen. Die Entlastung der 
Reichspost von derartigen Sendungen ist dringend geboten. 

Deshalb wünscht der Führer, daß von Weihnachts-, Neujahrs- und Geburtstags- 
glückwünschen in allen Fällen, in denen nicht eine innere persönliche Beziehung den 
Glückwunsch rechtfertigt, mag diese nun auf Freundschaft, naher Bekanntschaft oder 
auf dienstlicher näherer Verbundenheit beruhen, abgesehen wird! 


gez. M. Bormann 
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Der Leiter der Partei-Kanzlei 
Führerhauptquartier, den 10. IT. 42 
Rundschreiben Nr. 172/42 


Betrifft: Pakete für Fronturlauber aus dem Osten 
Bezug: Rundschreiben Nr. 160/42 von 21.10.1942 


Auf Grund der eingegangenen Berichte verschiedener Gauleitungen hat das OKW. 
auf meine Veranlassung die nachstehende Verfügung herausgegeben. 


„Zahlreiche Rückfragen und Mitteilungen der Partei zeigten, daß Wehr- 
machtdienststellen Urlauber, die kein Paket erhalten haben, an Parteidienst- 
stellen — in erster Linie an die NVS. — verweisen. Es wird festgestellt, daß 
die Ausgabe der Urlauberpakete nicht Aufgabe der NSDAP., sondern allein 
Aufgabe des Reichskommissars Ukraine an den von ihm festgelegten Punkten 
ist. Jeder Empfangsberechtigte, der diese Punkte passiert, ohne ein Paket 
erhalten zu haben, hat damit sein Anrecht auf ein solches verwirkt. Eine 
nachträgliche Ausgabe von Paketen findet nicht statt. Es wird gebeten, die 
Dienststellen und 'Truppenteile entsprechend zu unterrichten.“ 


Die Verteilung der Lebensmittelpakete erfolgt auf folgenden Betreuungsbahnhöfen : 


a) Im Bereich des Gaues Ostpreußen: 

Memel, Tilsit, Pogegen, Eydtkau, Königsberg, Bialystok; 

b) Im Reichskommissariat Ukraine: 

Brest Litowsk, Zdolbunow, Gretschany (Prosskuro) und Przemysl und Kowel 
als zusätzliche Kleinverteilungsstellen. 

c) Flensburg. 

Die erlassenen Verfügungen werden naturgemäß erst in einigen Tagen wirksam 
werden. Ich bitte daher die Hoheitsträger, dafür zu sorgen, daß, die Osturlauber, 
die sich in Unkenntnis der Bestimmungen an die: Dienststellen der Partei wenden, 
in angebrachter Form aufgeklärt werden. 

gez. M. Bormann 


Ich gebe die vorstehenden Anordnungen und Bekanntgaben des Leiters der Partei- 
Kanzlei allen Dienststellen der NSDAP. im Arbeitsbereich Generalgouvernement zur 
genauesten Beachtung zur Kenntnis. 

Kobusch 


Betrifft: Besetzung der Dienstellen bei Fliegeralarm 


Sämtliche Dienststellen der NSDAP. und ihrer Gliederungen sind bei Flieger- 
alarm ständig besetzt zu halten. Zu diesem Zweck ist eine Alarmliste aufzustellen, 
in der sämtliche männlichen und weiblichen Angehörigen der Dienststelle erfaßt 
sind, und der jeweils Diensttuende zu ersehen ist. 


Kobusch 
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Verordnungsblatt 
NSDAP. Arbeitsbereich 
Generalgouvernement 


‚Partei- und 
Finanzverwaltung 


Betreff: Beitragsordnung. 


Nachstehend bringe ich Ihnen die Anordnung 13/42 des Reichsschatzmeisters 
vom 30. 9.42 zur Kenntnis. Nach einer Entscheidung des Reichsschatzmeisters ist 
das Generalgouvernement nicht als besetztes Gebiet zu betrachten. 


Thüringer 


Reichsschatzmeister München, den 30. März 1942 
KV 


Anordnung 13/42 
An die Gauschatzmeister 


Betreff: Beitrassordnung 
hier: Beitragspflicht der zur Wehrmacht und zum Hilfs- 
dienst einberufenen Parteigenossen. 


Eine Reihe von Anfragen und Anregungen geben mir Veranlassung, unter Auf- 
hebung meiner Anordnung 77/39 vom 20. Oktober 1939 die Beitragspflicht der zur 
Wehrmacht und zum Hilfsdienst einberufenen Parteigenossen für die Dauer des 
Krieges wie folgt zu regeln: 


1. 


ı. Die Beitragspflicht ruht für alle zur Wehrmacht und zur Waffen-44 einge- 
zogenen Parteigenossen, ohne Rücksicht darauf, ob von den Familienangehö- 
rigen der Einberufenen Familienunterstützung bezogen wird oder ob den 
Einberufenen weiterhin ihre Gehälter bzw. Löhne durch den bisherigen Arbeit- 
geber ausbezahlt werden. 

2, Soweit der Einsatz im besetzten Gebiet ‚oder in militärischen Operations- 
gebieten erfolgt, sind von der Beitragspflicht ferner befreit: 

a) die aktiven und die auf Kriegsdauer einberufenen Beamten der Wehrmacht, 
b) die Nachrichtenhelferinnen der Wehrmacht. 


IL: 


Soweit der Einsatz im besetzten Gebiet oder in militärischen Operationsgebieten 
erfolgt, sind von der Beitragspflicht weiter befreit: , 
ı. Angehörige der Polizei, des Sicherheitsdienstes, der Gendarmerie, des Grenz- 
schutzes, 
2. Angehörige der Reichsbahn und der Reichspost, 
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. Angehörige des polizeilichen Hilfsdienstes oder sonstigen Hilfsdienstes, z.B. . 
Angehörige der Forstschutzkommandos, \ 

. Das Stammpersonal des Reichsarbeitsdienstes, 

. Dienstverpflichtete (nach der Verordnung zur Sicherstellung des Kräftebedarfs 
für Aufgaben besonderer staatspolitischer Bedeutung vom 13. Februar 1939), 
. Angehörige des Deutschen Roten Kreuzes, 

. Die Parteigenossen, die durch die Militär- oder Zivilverwaltung zur militäri- 
schen oder wirtschaftlichen Sicherung des Reiches eingesetzt sind, z. B. die 
Angehörigen der Organisation Todt, soweit sie nicht schon unter Ziffer I. 5 
fallen, ferner ‚Betriebsleiter, Landwirte usw. 


SO 0m 0 


III. 
Für jeden Nationalsozialisten ist es eine Ehrenpflicht, die Parteibeiträge dann 


freiwillig weiterzubezahlen, wenn ihm die Erfüllung dieser Ehrenpflicht nach seinen 
persönlichen Umständen möglich ist. 


IV. 
Diese Anordnung tritt am ı. April 1942 in Kraft. 


gez. Schwarz 


Betreff: Aufnahmesperre in die NSDAP. 


Nachstehend gebe ich Ihnen die Anordnungen 3/42, 23/42 und 36/42 des Reichs- 
schatzmeisters bekannt, mit der Bitte um genaueste Beachtung. 


Thüringer 


Reichsschatzmeister München, den 2. Februar 1942 
KVa 


Anordnung 3/42 


Betreff: Mitsliedersperre 


In Hinblick auf den bei allen Dienststellen der NSDAP. bestehenden Mangel 
an Arbeitskräften sehe ich mich veranlaßt, im Einvernehmen mit dem Leiter der 
Partei-Kanzlei, Reichsleiter Bormann, für die Dauer des Krieges 


mit sofortiger Wirksamkeit eine Mitgliedersperre 


zu verfügen. j ur 
Bis zur Aufhebung der Mitgliedersperre ist demnach den Dienststellen der NSDAP. 
, die Entgegennahme von Aufnahmeanträgen untersagt. 
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Die mir bereits zahlenmäßig gemeldeten, bei den Gauen bzw. Ortsgruppen lie- 
genden Aufnahmeanträge sind meinem Aufnahmeamt noch in Vorlage zu bringen. 
hs Von der Mitgliedersperre bleiben ausgenommen: . 


Ber a) Angehörige der Hitler-Jugend und des Bundes Deutscher Mädel, für deren 
in) Aufnahme meine Anordnung 63/37 vom 2. 10. 1937 die Grundlage bildet, 


b) Volksgenossen in den eingegliederten Gebieten der Gaue 


Ostpreußen, 

Danzig-Westpreußen, 

Wartheland, . 

Oberschlesien, 

Köln-Aachen, 

Moselland, f 
Westmark, ; [ 

Baden, 

Kärnten, 

Steiermark 


BI sowie in den Arbeitsbereichen 


$ Generalgouvernement und 
ER Niederlande, 


die von den Gauleitern in die Partei berufen werden. 


\ 


gez. Schwarz 


Dee . 

Aa 

in, Reichsschatzmeister “ München, den 8. Juni 1942 
Re BON i h 7 
IN \ 

RER Anordnung 23/42 

BR. An die Gauschatzmeister 

Betreff: Aufnahmesperre \ 


Aus gegebener Veranlassung mache ich es den Gauschatzmeistern zur Pflicht, 

Rs: daß die Bestimmungen meiner Anordnung 3/42 vom Februar 1942 nach wie vor 
 genauestens befolgt werden. Außer den in dieser Anordnung aufgeführten Ausnahme- 

Be fällen darf die Aufnahmesperre nicht durchbrochen werden. 

S De Aufnahmeanträge von Kriegsversehrten, Hinterbliebenen Gefallener usw. können 

daher während der Kriegsdauer nicht bearbeitet werden. 

NAT RT Zu gegebener Zeit werde ich für die im Kriege versehrten 'Volksgenossen und 

SA die Hinterbliebenen Gefallener besondere Aufnahmebestimmungen erlassen. 


BER N: ! . gez. Schwarz 
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Reichsschatzmeister , München, den ı2. Oktober 1942 
KV > 


Anordnung 36/42 


An die Gauleiter und Gauschatzmeister 


Betreff: Mitsliedersperre 


hier: Umgehung meiner Anordnung 3/42 vom 2. Februar 1942. 


Es mehren sich die Fälle, daß reichsdeutsche Volksgenossen, welche in den neu 
zum Großdeutschen Reich hinzugekommenen Gebieten tätig sind, dort Anträge 
auf Aufnahme in die NSDAP. stellen. 

In Übereinstimmung mit dem Leiter der Partei-Kanzlei, Reichsleiter Bormann, 
mache ich es den mit der Aufnahme von Volksgenossen in die NSDAP. befaßten 
Dienststellen zur Pflicht, daß die allgemeine Aufnahmesperre nicht umgangen werden 
darf. Ich untersage daher, daß reichsdeutsche Volksgenossen in den neu eingeglie- 
derten Gebieten aufgenommen werden. Durch eine solche Möglichkeit wäre einer 
Umgehung der allgemeinen Aufnahmesperre Tür und Tor geöffnet. 

Die in meiner Anordnung 3/42 vom 2. Februar 1942 vorgesehene Ausnahme 
hinsichtlich der Berufung von Volksgenossen in den eingegliederten Gebieten kann 
sich ihrem Sinn und Zweck nach nur auf solche Volksgenossen beziehen, welche 
in diesen Gebieten ihren Wohnsitz oder allgemeinen Aufenthalt zu der Zeit hatten, 
als dieses Gebiet unter fremder Herrschaft stand. 

Ich bitte daher, bei der Aufnahme oder Berufung von Volksgenossen in die NSDAP. 
die Bestimmungen meiner Anordnung 3/42 vom 2. Februar 1942 und 23/42 vom 
8. Juni 1942 genauestens zu beachten, 


gez. Schwarz 


Reichsschatzmeister München, den 5. November 1942 


1. Durchführungsanordnung zur 
Anordnung 18/42 


Betreff: Bewirtschaftung von Pistolen 
hier: Pistolenmunition. 


I. Allgemeines: 


‚Mit den auf Grund meiner Anordnung 18/42 vom 18. April 1942 zugeteilten 
Pistolen’ wird gleichzeitig jeweils eine beschränkte Menge an Munition freigegeben. 
Um jedoch den sonstigen dringenden Bedarf an Pistolenmunition im Hoheitsbereich 
der NSDAP einschließlich ihrer Gliederungen und angeschlossenen Verbände zu 
decken, steht mir auf Grund Vereinbarung mit dem Oberkommando des Heeres 


ein laufendes monatliches 
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Kontingent an Pistolen-Patronen, Kal. 7,65 mm, 


zur Verfügung. 

Dieses Kontingent ist im Hinblick auf die Kriegswirtschaftslage derzeit beschränkt. 
Es kann deshalb nur der dringlichste Bedarf an Pistolenmunition berücksichtigt - 
werden. Munition wird nur zur Erhaltung der Einsatzfähigkeit der im Besitz der 
Angehörigen der NSDAP, ihrer Gliederungen und angeschlossenen Verbände be- 
findlichen Pistolen zugeteilt zum Zwecke der Erfüllung der kriegs- und lebenswich- 
tigen Aufgaben der Partei und zur Sicherung des Lebens der Angehörigen der NS- 
Bewegung. 


II. Antragstellung: 

Die Anträge müssen eine begründete Darlegung des Verwendungszweckes der 
angeforderten Munition enthalten. Sie sind auf dem Dienstweg an meine zustän- 
dige Dienststelle : 

Reichsschatzmeister 
Hauptamt IV 
—- Reichs-Zentralstelle — 
München 33 


einzureichen. 
iu. Zuteilung: 


Die Zuteilung erfolgt in Bezugscheinen zu je 250, 500 und 1000 Schuß, Kal. 
7,65 mm. , 5 

Bezugscheine über eine geringere Menge als 250 Schuß können nicht zugeteilt 
werden. 


IV. Bezugsverfahren: 


Die Bezugscheine sind von der bestellenden Dienststelle an den einschlägigen 
Handel — Büchsenmacher, Waffen- und Munitionshändler — zu geben. Der Händler 
reicht den Schein an das Herstellerwerk mit seiner Bestellung weiter. 


Der Bezugschein ist vor Weitergabe an den Händler von der bestellenden Dienst- 
stelle mit Datum, Unterschrift und Dienstsiegel zu versehen. Der Händler hat seiner- 
seits den Bezugschein vor Weitergabe an das Herstellerwerk mit seinem Firmenstempel 
und seiner Unterschrift zu versehen. 


V. Sonstiges: 


Für Übungszwecke darf Pistolenmunition im Hinblick auf die sehr beschränkten zur 
Verfügung stehenden Mengen nicht zugeteilt werden. 


Schwarz 


Anträge von Dienststellen der Partei, ihrer Gliederungen und angeschlossenen 
Verbände sind mir zuzuleiten. Die Überprüfung erfolgt hier im Einvernehmen 
mit dem Leiter des Hauptarbeitsgebietes Organisation. Ich empfehle daher, bei 
der Stellung von Anträgen die Stellungnahme des zuständigen Organisationsleiters 
der NSDAP.-einzuholen und dem Antrag beizufügen. 


Thüringer 


‘ 
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Reichsschatzmeister 


Betrifft: Abschluß von Verlagsverträgen durch: Parteigenossen, 


Aus. gegebener Veranlassung weise ich im Einvernehmen mit dem Leiter der 
Partei-Kanzlei darauf hin, daß Parteigenossen, sowie alle Angehörigen der Gliede- 
rungen und angeschlossenen Verbände, die ihre im Dienst der nationalsozialistischen 
Bewegung erworbenen Kenntnisse und Erfahrungen in Schriftwerken niederlegen, 
gemäß Anordnung A 9/40 des ehemaligen Stellvertreters des Führers vom 90. Januar 
1940 verpflichtet sind, vor Abschluß eines Verlagsvertrages mit anderen Verlagen 
ihre literarischen Erzeugnisse dem Zentral-Verlag der NSDAP, Franz Eher Nachf. 
zum Abschluß eines Verlagsvertrages anzubieten. 


gez. Schwarz 


Betrifft: Papiersparmaßnahmen 


Ich habe laufend auf die unbedingte Notwendigkeit, mit den Papiervorräten zu 
sparen, hingewiesen. Ich gebe heute eine Zusammenfassung der geltenden partei- 
amtlichen Bestimmungen bekannt und weise sämtliche Dienststellen der Partei, 


‘ der Gliederungen und angeschlossenen Verbände im Arbeitsbereich Generalgou- 


vernement an, diese unbedingt inne zu halten. 


I. Beschränkung der Bevorratung. 


Die Bevorratung mit Papier und Pappe aller Sorten über einen voraussichtlichen 
Bedarf von mehr als 3 Monaten hinaus ist mit sofortiger Wirkung untersagt. Im 
Hinblick auf den großen Personalmangel ist diese Vorschrift jedoch auch im Interesse 
der Papierersparnis von den Dienststellen der NSDAP., ihrer Gliederungen und 
angeschlossenen Verbände nach «den Grundsätzen der Verwaltungsvereinfachung 
anzuwenden. Die Papierbeschaffung darf daher in der Weise vorausplanend aus- 
geführt werden, daß die Aufträge zur Deckung des Bedarfes für ein’halbes Jahr 
vergeben und die Lieferungen in zwei gleichen Teilen ausgeführt werden. Die Er- 
ledigung. der Aufträge soll dabei zu einem Zeitpunkt erfolgen, in dem nur noch 
ein Papiervorrat für den Zeitraum von 3 Monaten vorhanden ist. 


IL. Einsparungsmaßnahmen. > ir 
ı. Normvorschriften für das von den Dienststellen zu verwendende Papier. 


a) Allgemeines. Von den Dienststellen der NSDAP, ihrer Gliederungen und 
angeschlossenen Verbände darf für den Dienstgebrauch nur noch Papier Verwendung 
finden, das gewissen Normvorschriften entspricht. Diese Normvorschriften, die die 
Stoffklassen, Verwendungszweck, Festigkeit, Format und Gewicht des zu verwenden- 
den Papiers betreffen, sind aus dem in der Anlage I beigegebenen Normblatt „DIN 827 
Papier, Normalpapier zur Verwendung bei Behörden — Ausgabe August 1941° — zu 
entnehmen. : 

' Dieses Normblatt DIN 827 ist durch den Reichsschatzmeister für die Dienststellen 
des Hoheitsbereiches der NSDAP., ihrer Gliederungen und angeschlossenen Verbände 
in.seinem Gesamtumfang verbindlich erklärt worden. a! ) 


b) Einzelbestimmungen. Vordrucke, Formbiätter aller Art usw. (außer für Re- 
chenmaschinen, Buchungsmaschinen und mechanische Buchungsvorrichtungen) dürfen 
nur im Format von höchstens DIN A 5 (148x 210mm aus Rohbogen 215 X 305mm) 
Verwendung finden. 
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Durchschlagpapier ist im Format den Briefbogen usw. anzupassen, d. h. bei Ver- 
wendung von Briefbogen im Format DIN A 5 darf nurmehr Durchschlagpapier 
im Format DIN A 5 Verwendung finden. 


Ebenso sind im Hinblick auf die Papiereinsparung für die Briefbogen DIN A 5 
auch dazu passende Briefhüllen im Format 114xX 162mm nach Möglichkeit zu ge- 
brauchen. 


2. Gütemäßige Einsparung von Papier. 


a) Hochwertigere Papiere zu gebrauchen, als der Verwendungszweck bedingt, 
ist unzulässig. Für Schreibmaschinendurchschläge sind z. B. nur Papiere zu verwen- 
den, die nicht schwerer als 30 gr pro Quadratmeter sind. 


b) An Stelle holzfreier Papiere sind weitgehend holzhaltige Sorten zu verwenden. 
Der allgemeine Schriftverkehr ist grundsätzlich auf holzhaltigen Papieren zu führen. 
Für Entwürfe ist Normal 6b, für Reinschriften Normal 6a — siehe Anlage ı — zu 
verwenden. Vordrucke, die keine urkundliche Bedeutung erlangen, sind ebenfalls 
auf holzhaltiges Papier zu drucken. 

Bei der Auswahl der Papierklasse ist aber zu berücksichtigen, wie Jange das Schrift- 
stück lesbar sein muß. 


3. Mengenmäßige Einsparung von Papier. 


a) Alle hierfür geeigneten Bogen, Schreib- und Druckpapier sind sowohl auf 
der Vorderseite wie auf der Rückseite zu beschreiben, bzw. zu bedrucken. 


b) Verschriebenes Papier oder Abfallpapier, das im offiziellen Schriftverkehr 
nicht mehr benützt werden kann, ist als Konzept- oder Notizpapier zu verwenden. 
c) Weiterreichung von Schriftstücken ist grundsätzlich nur mit einem entspre- 
chenden Vermerk auf der Urschrift vorzunehmen. \ 


d) Wenn mehrere Schreiben an dieselbe Stelle gleichzeitig zu übermitteln sind, 
darf nur ein Briefumschlag Verwendung finden. 


e) Beim Schriftverkehr zwischen Dienststellen der NS.-Bewegung im gleichen 
Ort ist, soweit Botenpost in Frage kommt, die Verwendung von Briefhüllen auf Geheim- 
sachen bzw. vertrauliche Schreiben zu beschränken. Die Verwendung von Brief- 
hüllen ist bei der übrigen Botenpost nach Möglichkeit zu unterlassen. Der Einführung 
von Verschlußstreifen zur Einsparung von Briefumschlägen ist erhöhte Aufmerk- 
samkeit zu schenken. 


f) Altpapier ist zu sammeln und dem einschlägigen Handel zuzuführen. Für 
geheimzuhaltende Schriftstücke besteht entsprechend den diesbezüglichen Vorschrif- 
ten die Möglichkeit, sie unter Aufsicht in sogenannte Zerreißmaschinen zu geben 
und damit wiederum wertvolles Rohmaterial einzusparen. 


g) Schreibpapier der Bogengröße 297x420 (DIN A 3) sind nur in Ausnahmefällen 
zu ‚verwenden. : 


h) Schreib- und Briefpapier einschließlich Briefbogen dürfen nurmehr im Format 
DIN A 5 148x210mm im gesamten allgemeinen Schriftverkehr der Dienststelle 
Verwendung finden. Restmengen des Formates DIN A 4 (210X 297 mm) sind unter 
sparsamstem Einsatz in unbedingt notwendigen Fällen aufzubrauchen. 


i) Im inrerdienstlichen Verkehr sind schriftliche Mitteilungen möglichst zu ver- 
meiden, soweit dies ohne Beeinträchtigung des Dienstbereichs möglich ist. 


k) Die Zahl von Durchschlägen ist auf das unbedingt notwendige Maß zu be- 
schränken. : 
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1) Mit Schreibmaschine gefertigte Schreiben dürfen nur ein- oder eineinhalb- 
zeilig beschrieben werden. 


m) Für handschriftliche Entwürfe sind weitgehend überzählige, EImselug bedruckte 
Vordrucke zu verwenden. 


n) Große und starke Briefumschläge sind möglichst öfter zu verwenden. 
o) Bei Rundschreiben ist die Auflage tunlichst zu beschränken. 


4. Einsparung vom Formblättern. 


sind einer strengen Prüfung dahingehend zu unterziehen, ob sie den Einsparungs- 
vorschriften entsprechen. Es dürfen keine Vordrucke hergestellt werden, die nicht 
den Erfordernissen der Papiereinsparung und Verwaltungsvereinfachung gerecht 
werden. Rückfragen und Vorschläge sind mir einzureichen. 


Thüringer 


Gewicht 


' 
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den und ähnliche besonders 
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6a] Durchschlagpapier für den 
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Verordnungsblatt 
NSDAP. Arbeitsbereich Organisation 
Generalgouvernement 


Betrifft: Organisatorische Änderungen im Distrikt Krakau 


Mit Wirkung vom ı. November 1942 wurden folgende organisatorische Ände- 

rungen im Distrikt Krakau vollzogen: 

ı. Der Standort Gorno ist mit dem Standort Reichshof-Nord zusammen- 
gelegt. Dam't umfaßt der Standort Reichshof-Nord d:n gesamten nördlichen 
Teil des Kreises Reichshof. Sitz des Standortes Reichshof-Nord ist Kolbu- 
szowa. 

2. Der Standort Reichshof-Mitte umfaßt den gesamten Stadtbezirk Reichs- 
hof. Der Sitz des Standortes ist Reichshot. 

3. Der Standort Reichshof-Süd schließt die Zellen und Blocks der NSDAP. 
im südlichen Teil des Kreises Reichshof zusammen. Der Sitz des Standortes 
ist Reichshof. 


Betrifft: Anschriftenänderung 
Das Anschriftenverzeichnis ist wie folgt zu ändern: 


NSFK.-Einheit Generalgouvernement 
NSFK.-Oberführer Gerhard Wolff 


Betrifft: Umbenennuns der Hauptabteilung Bauwesen in der 
Regierung des GG 


Lt. Erlaß des Beauftragten für den Vierjahresplan, Der Generalbevollmächtigte 


für die Regelung der Bauwirtschaft, Reichsminister Speer, vom 17. Okt. 1942, Az. GB. 


Tgb. Nr. 13 260/42 — A 3 wurde die Bezeichnung der obigen Dienststelle wie folgt 
geändert: 


„Der Generallbevolmächtigte für die Regelung der Bauwirtschaft. Der Bevoll- 
mächtigte für die Bauwirtschaft im Generalgouvernement‘“. 


Die Anschrift lautet: 


An den 


Bevollmächtigten für die Bauwirtschaft im Generalgouvernement 
Herrn Präsidenten Bauder 


Krakau 
Invalidenplatz 4 


Kobusch 
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Verordnungsblatt - 
NSDAP. Arbeitsbereich Personalamt 
Generalgouvernemenit 
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Betrifft: Ernennungen und Beförderungen durch den Führer 
Der Führer hat am g. November 1942 die nachstehend aufgeführten Partei- 
genossen ernannt bzw. befördert: 


Den Leiter des Arbeitsgebietes „Amt für Landvolk“, Gauhauptstellenleiter Pg. 
Walter Albert, zum Leiter eines Arbeitsgebietes und Abschnittsleiter, 


den Leiter der Partei- und Finanzverwaltung, Abschnittsleiter Pg. Ernst Thüringer, 
zum Leiter eines Hauptarbeitsgebietes unter Beförderung zum Bereichsleiter. 


Betr.: Kommissarische Berufungen, Ernennungen, Enthebun-. 
sen und Beurlaubungen von Standortführern. 


1. Berufungsvorschlag: 


Vor jeder kommissarischen Berufung von Standortführern ist es unbedingt er- 
forderlich, daß der zuständige Distriktstandortführer den zur Berufung in Aussicht 
genommenen Parteigenossen nach untenstehendem Muster mir zur Berufung vor- 
schlägt. $ E 

Nach eingehender Überprüfung des in Frage kommenden Parteigenossen erteile 
ich dann gegebenenfalls meine schriftliche Zustimmung. 

2. Berufung: 

Wenn ich meine Zustimmung zu der beabsichtigten Berufung erteilt habe, beruft 
der Distriktstandortführer den in Frage kommenden Parteigenossen zum kommissa- 
rischen Standortführer und meldet dies mit dem vorgeschriebenen Vordruck (M). 
Diese Meldung ist nur dann gültig und vollständig, wenn sie mit nachstehenden 
Anlagen an das Personalamt des Arbeitsbereiches der NSDAP. eingesandt wird: 


ı. Vordruck (M) Meldung, 

2. Stammbuch, 

3. Tätigkeitsliste, 

4. 2 Lichtbilder ohne Kopfbedeckung. 


3. Antrag auf Ernennung zum Politischen Leiter: 

Nach Ablauf von frühestens 3 Monaten bis höchstens 6 Monate, gerechnet vom 
Tage der Berufung an, ist ein Antrag auf Ernennung zum Politischen Leiter mit 
Vordruck (A) vom Distriktstandortführer zu stellen. 

Ich möchte aber gleich darauf hinweisen, daß Ernennungen nur dann vollzogen 
werden, wenn alle Personalunterlagen einschl. des Abstammungsnachweises dem 
Personalamt des Arbeitsbereiches der NSDAP. vorliegen. $ 

Die Ahnentafel ist mit den Originalurkunden, die zur Aufstellung derselben 
gedient haben, einzureichen. Der Nachweis ist bis mindestens 1. 1. 1800 zu führen, 
Sollte es dem einen oder anderen Parteigenossen nicht möglich sein, die Urkunden 
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seiner Ahnen zu beschaffen, so muß der betreffende Parteigenosse außer seiner Ahnen- 
tafel sowie vorhandenen Originalurkunden, den ganzen Schriftwechsel, der mıt den 
einzelnen Pfarrämtern geführt wurde, und aus dem die Unmöglichkeit der Beschaf- 
fung der Urkunden hervorgeht, einreichen. Weiters ist je ein Lichtbild, Vorder- 
und Seitenansicht ohne Kopfbedeckung, beizufügen, damit bei der Reichsstelle für 
Sippenforschung ein Abstammungsbescheid über den betreffenden Parteigenossen 
eingeholt werden kann. 

_ Sollte ein Parteigenosse seinen Abstammungsnachweis als Politischer Leiter im 
Reich bereits erbracht haben, bitte ich mir dieses mitzuteilen, damit ich diesen sofort 
anfordern lassen kann. ) 


4. Mit der Wahrnehmung der Geschäfte beauftragen: 

Wenn ein Parteigenosse in. eine Dienststelle berufen wird, ohne daß die Absicht 
besteht, ihm dieses Amt endgültig zu übertragen, so ist dieser m. d. W.d.G. zu 
beauftragen. Z. B.: Wird ein Standortführer zur Wehrmacht eingezogen, so ist für 
diesen ein geeigneter Parteigenosse m.d. W. d.G. zu beauftragen und nicht, wie 
es bei einzelnen Distriktstandortführungen vorgekommen ist, kommissarisch zu be- 
rufen. Ich möchte Sie in diesem Zusammenhange darauf hinweisen, daß alle zum 
Wehrdienst eingezogenen Folitischen Leiter weıterhin ihre Dienststellung beibe- 
halten. Daher wird jeder Parteigenosse, der ein Amt von einem zur Wehrmacht 
eingezogenen Politischen Leiter vertıetungsweise übernommen hat, nur m. d. W.d.G. 
beauftragt. 


5. Enthebungen und Beurlaubungen: 

Bei Enthebungen von Standortführern bitte ich Sie, künftiehin jede Enthebung 
mit dem vorgeschriebenen Vordruck (SE Antrag auf Enthebung und Beur- 
laubung) sofort zu melden, da Entnebungen von Standortführern grundsätzlich 
nur vom Leiter des Arbeitsbereiches durchgeführt werden können. Beurlaubungen 
" müssen söfort mit dem vorgeschriebenen Vordruck (BE) unter genauer Angabe der 
‚tatsächlichen Begründung dem Arbeitsbereich gemeldet werden. 

Ich bitte Sie, sich künftıghin bei Berufungen, Enthebungen und Beurlaubungen 
von Standortführern streng nach dieser Arbeıtsanweisung zu halten und unbedingt 
die vorgeschriebenen Vordrucke zu verwenden. 


Seifert 


Muster 


An die 


NSDAP. Arbeitsbereich Generalgouvernement 
z. Hd. d. Leiters des Personalamtes 


Krakau 
Adolf-Hitler-Platz 25 


. Betr.: Berufungsvorschlag. 


früher) sm Reich) wohnhakte. snEre a. Wen Alena. late leitete AL ER NN ; 
als kommissarischen Standortführer des Standortes der NSDAP. ................ 
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Verordnungsblatt 
NSDAP. Arbeitsbereich. Propagandaamt 
Generalgouvernement 


Betrifft: Teilnahme von Angehörigen befreundeter Nationen 
an Versammlungen der Partei 


An Mitgliederversammlungen der NSDAP. dürfen nur deutsche Reichsangehörige 
teilnehmen. Auch bei einer Mitgliederversammlung mit Gästen ist die Hinzuziehung: 
von Angehörigen befreundeter Nation verboten. Diese Versammlungen tragen absolut 
internen Charakter, wobei sehr oft Dinge — und das ist ja das Charakteristische einer 
ee ee — besprochen werden, die einzig und allein die NSDAP. 
angehen. 

Bei Versammlungen und Kundgebungen öffentlichen Charakters wird es nicht 
immer zu umgehen sein, daß auch Angehörige befreundeter Nationen teilnehmen. 
Hier muß unter allen Umständen der Redner rechtzeitig unterrichtet werden, damit 
er sein Referat entsprechend vorbereiten kann. Dies ist umso wichtiger, wenn führende 


Ausländer oder Leiter ausländischer Parteiformationen zu Versammlungen eingeladen 
werden. 


Betrifft: Weihnachtsfeiern 


Nach einer Anordnung der Parteikanzlei wird das 4. Kriegsweihnachtsfest besonders 
im Zeichen der Verwundetenbetreuung stehen. Die unvergleichliche Haltung unserer 
Soldaten ist der NSDAP, Grund genug ihre ganzen organisatorischen Kräfte auf- 
zuwenden, um unseren Soldaten in den Lazaretten ein Fest der Freude zu bereiten. 

Für den Einsatz der Partei ist der Hoheitsträger verantwortlich. Er soll persönlich 
bei den Feiern anwesend sein. Die Weihnachtsfeier in den Lazaretten ist möglichst 
auf den 24. ı2. vorzusehen. Die Feier selbst mit der Weihnachtsbescherung muß einen 
persönlichen, herzlichen, aber männlichen Charakter tragen. In erster Linie ist die 
NSV, die HJ. und die Frauenschaft heranzuziehen. Für die Bereitstellung der Mittel 
und für die Beschaffung der Geschenke ist das Hauptarbeitsgebiet Volkswohlfahrt 
zuständig. Die Zubereitung des Weihnachtsgebäcks obliegt dem Arbeitsgebiet 
Fraueneinsatz in Zusammenarbeit mit dem BDM. Es kann in den Standorten eine 
Sammlung von Zutaten (Löffelspende) vorgenommen werden. Geldsammlungen 
dazu sind verboten. 

ber die Durchführung der Feiern ergehen durch die zuständigen Hauptarbeits- 
gebiete noch besondere Weisungen, | 

Der Volksweihnachtstag ist durch den Standort der NSDAP. abzuhalten. Er 
soll möglichst auf Sonntag, dem 20. 12. gelegt werden. Bei dieser Gelegenheit werden 
auch die restlichen Mutterehrenkreuze durch den Hoheitsträger zur Überreichung 
gelangen können. 

Es muß besonders darauf geachtet werden, daß zu dieser Volksweihnachtsfeier 
die Kinder der Volksdeutschen gerufen werden. Ebenfalls sollten dort, wo es möglich 
ist, Verwundete eingeladen werden. Darüber hinaus sollen die Hoheitsträger die 
deutschen Familien, — die zur Weihnachtszeit hierbleiben — veranlassen, rechtzeitig 
auf dem Standort zu melden, daß sie am Weihnachtsabend einen Soldaten zu Gaste 
laden wollen. \ 

Über die Gestaltung der Volksweihnachtsfeier selbst ergehen ebenfalls nähere 
Weisungen. 
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Betrifft: Waffenstillstandsverhandlungen im Osten 


Hartnäckig umlaufende Gerüchte wollen wissen, daß Waffenstillstandsverhand- 
lungen mit der Sowjet-Union eingeleitet seien. j 

Als Bekräftigung wird angeführt, daß Botschafter von Papen bereits in Moskau 
weile oder daß Molotow bereits unterwegs nach Berlin sei und zahlreiche Soldaten 
in ihren Urlaubsscheinen den Vermerk trügen, daß sie bei einem etwaigen Waflen- 
stillstand mit der Sowjet-Union nicht zur Truppe zurückkehren, sondern sich bei 
ihrem zuständigen Ersatz-Bataillon melden sollen. 

Hierzu wird festgestellt, daß diese Gerüchte jeglicher Grundlage entbehren. Dort, S 
wo sie auftauchen, ist sofort schärfstens' dagegen einzuschreiten. v= a” 


- 


+ 


' Betrifft: Übertragung von Führerreden in Gaststätten. 


Nach einer neueren Weisung von der RPL besteht vorläufig noch die Regelung, N 
daß Führerreden in Gaststätten übertragen werden sollen. Während der Übertragung ” 


WwurıT 


darf weder bedient noch kassiert werden. Die Nationalhymnen sind durch den Laut- Ye 
'sprecher nicht zu übertragen. 2 
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Verordnungsblatt 
NSDAP. Arbeitsbereich Volkswohlfahrt 
Generalgouvernement 


Betrifft: Blatspender 


Die Wehrmacht hat angeregt, daß auch im Generalgouvernement eine Blut- 
spenderorganisation aufgezogen wird, wie diese im Reich schon besteht. Ausgegangen 
wird hierbei von der Auffassung, daß auch unter den Deutschen des Generalgouver- 
nements sicher eine ganze Reihe von Deutschen sein wird, die ihr gesundes Blut unseren 
Verwundeten zur Verfügung stellen will. Darüber hinaus werden auch für Kranken- 
häuser Blutspender benötigt. Die Propagandaleiter bei den Distriktstandortführungen 
der NSDAP. sind seitens des Hauptarbeitsgebietes Propaganda angewiesen, über 
die Standorte der NSDAP. eine großzügige Werbeaktion für Blutspender durch- 
zuführen. Im Rahmen dieser Aktion übernimmt das Hauptarbeitsgebiet Volkswohl- 
fahrt die Sammlung der geworbenen Blutspender, und zwar in der Form, daß die 
deutsche Bevölkerung angewiesen ist, ihre Meldungen sowohl bei den Standortamts- 
leitern als auch bei den Kreisdienststellen und Hilfsstellen für Mutter und Kind ab- 
zugeben. Die Meldungen müssen enthalten: : 

Familienname 
Vorname 
Geburtszeit 
Beruf und 
genaue Adresse 


des Meldenden. Die auf diese Art zusammengekommenen Meldungen sind so schnell 
wie möglich den Distriktstandortamtsleitern zuzuleiten, die die Meldungen in doppelter 
Ausfertigung nach hier geben. Über das Hauptarbeitsgebiet Volksgesundheit werden 
dann die Meldungen durch die Distriktärzte in die Lazarette und die Kreiskranken- 
häuser gegeben, die bereits mit einer deutschen Schwester von uns besetzt sind und 
die für den Wohnort des Gemeldeten in Frage kommen. Durch die Lazarettärzte 
und Krankenhausärzte erfolgt dann die ärztliche Untersuchung der Gemeldeten. 
Jeder geeignete Blutspender wird karteimäßig geführt. Eine Ausfertigung der Kartei 
bleibt in dem betreffenden Lazarett oder Krankenhaus und muß dort von deutschem 
Personal geführt werden. Eine zweite Ausfertigung der Kartei ist von den Lazaretten 
bzw. Krankenhäusern anzufertigen und an die für die einzelnen Lazarette bzw. 
Krankenhäuser zuständigen Kreisdienststellen des Hauptarbeitsgebietes Volkswohl- 
fahrt zu geben. Die Benachrichtigung der Blutspender im Bedarfsfalle erfolgt aus- 
schließlich durch die Lazarette bzw. Krankenhäuser ; das Hauptarbeitsgebiet Volks- 
wohlfahrt ist in dieses Benachrichtigungsverfahren nicht eingeschaltet. In monatlichen 
Abständen haben die Lazarette bzw. Krankenhäuser den Kreisdienststellen Mitteilung 
über die in einzelnen gespendeten Blutmengen zu machen. Diese Mitteilungen sin 

auf den bei den Kreisdienststellen geführten Karteien nachzutragen. 


Im Hinblick auf die Wichtigkeit dieser Aktion bitte ich, sich unverzüglich mit 
den Propagandaleitern der Distrikte in Verbindung zu setzen und für das Anlaufen 
der Werbeaktion Sorge zu tragen. Die Standorte und Kreisdienststellen sind 


entsprechend zu unterrichten. 
, 


Ollesch 
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"Verordnungsblatt Gliederungen 


NSDAP. Arbeitsbereich und angeschlossenen 
Generalgouvernement Verbände 


Reichsbund 
der Deutschen Beamten 


Betrifft: Ernennung und Beförderung von gefallenen und ver- 
mißten Beamten 


% 


Der Ministerrat für die Reichsverteidigung hat mit Gesetzeskraft eine Verordnung 
über die Ernennung und Beförderung von gefallenen und vermißten Beamten während 
des Krieges vom 23. 9. 42 erlassen. Danach können beim Vorliegen der beamten- 
rechtlichen Voraussetzungen auch diejenigen noch ernannt (befördert) werden, die 
während des Krieges gefallen, gestorben oder vermißt sind, wenn 


a) die Ernennung von der vorschlagberechtigten oder für die Ernennung zuständi- 
gen Stelle eingeleitet worden war, bevor diese Stelle von dem Tode oder dem 
Vermißtsein Kenntnis hatte, oder IR 


x b) der Gefallene, Verstorbene oder Vermißte sich durch hervorragende Leistungen 
vor dem Feinde ausgezeichnet hat oder 


c) eine Ernennung aus Gründen verzögert worden ist, die nicht in der Per- 
son des zu Ernennenden gelegen haben. 
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Die Verordnung ist mit Wirkung vom 26. 8. 1939 in Kraft getreten. 
Mehling 
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WAS JEDER DEUTSCHE WISSEN MUSS! 


Am Ende dieses Krieges wird ein neu zu ordnendes Europa 
stehen. 


Aber wir verstehen darunter keine wahllose Vermischung der 
einzelnen Völker und Rassen 


Denn wer eine dauerhafte Ordnung in Europa herbeiführen will, 
darf nicht durch Rassenmischung vorher eine blutsmäßige Un- 
ordnung schaffen. 


Im mitteleuropäischen Raum werden die85 Millionen Deutschen 
den Hauptanteil an der Neugestaltung beizutragen haben. 


Unsere Kraft und die Stärke, die uns hierzu befähigen, beruhen 
aber nicht allein auf der zahlenmäßigen Überlegenheit unseres 
Volkes, sondern ebenso auf der bisher gewahrten Reinheit un- 
seres Blutes. . 


Das verpflichtet uns als Volk wie als Einzelnen, wachsam zu 
sein gegenüber der Gefahr einer Vermischung mit fremdem Blut. 


Was durch die Taten unserer Wehrmacht und durch unsere Ar- 
beit errungen wurde, und wofür viele unserer Besten ihr Leben 
$aben, darf nicht durch persönliche Verantwortungslosigkeit 
des. Einzelnen gefährdet werden. 


Jeder deutsche Mann und jede deutsche Frau haben daher die 
hohe Aufgabe zu erfüllen, Hüter der Reinheit unseres Blutes zu 
sein, damit unsere schöpferische Kraft uns auch für die Zukunft 
erhalten bleibt. 


Eine Mehrung unserer Kräfte aber ist nur zu erreichen durch 
eine dauernde Steigerung unserer eigenen Volkszahl. 


Aus alledem ergibt sich die unerläßliche Forderung: 


Rassenreinheit und Kinderreichtum 


in Deutschland! 
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Bei Fliegalarm sind sämtliche 
Dienststellen der NSDAP und ihrer 


 6liederungen sofortzubeseizen 


